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Kapitel 1 

Einführung 

Der Zivilgerichtsbarkeit kommt schon lange nicht mehr nur die Rolle des zu-
ständigen Spruchkörpers für die Feststellung und Durchsetzung der Rechte Pri-
vater zu. Zivilgerichte sind vielmehr bedeutende Akteure der modernen Wirt-
schaft.1 Wie die Europäische Kommission im Rahmen des EU-Justizbarome-
ters hervorhebt, sind leistungsfähige Justizsysteme zentral für das Wirtschafts-
wachstum, da sie Investitionen begünstigen, gegenseitiges Vertrauen stärken 
und regulatorische Berechenbarkeit bieten.2 Eine Verfahrensordnung bildet 
heutzutage nicht mehr nur einen Rahmen für die Fortentwicklung des Rechts, 
sondern wird selbst zu einer wirtschaftlichen Institution, die den internationa-
len Wirtschaftsverkehr steuert und prägt.3 Die Zivilprozessordnung (ZPO), als 
unser verfahrensrechtlicher Rahmen für Zivilgerichte, funktioniert jedoch am 
besten bei überschaubaren Streitigkeiten.4 

Die Suche nach einer Gerichtsbarkeit für wirtschaftsrechtliche Streitigkei-
ten in Deutschland stellt sich dabei für den Rechtssuchenden5 als nicht einfach 
dar. Die ehemals eigenständige Handelsgerichtsbarkeit, die den Rechtsstreitig-
keiten des Handelsstands gewidmet war, besteht seit der Schaffung des Ge-

 
1 Podszun, Wirtschaftsordnung durch Zivilgerichte, 2014, S. 133. Zur wirtschaftlichen 

Bedeutung auch Dammann/Hansmann, (2008) 94 Cornell L. Rev. 1; Garimella/Ashraful, in: 
X. Kramer/Sorabji, International Business Courts, 2019, S. 185; Klose, Justiz als Wirt-
schaftsfaktor, 2020, S. 15 ff.; Schneider, IWRZ 2018, 195. 

2 Europäische Kommission, EU-Justizbarometer 2020, S. 3−4, abrufbar unter 
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/justice_scoreboard_2020_en.pdf (zuletzt abgeru-
fen: 01.09.2021); zur weit darüberhinausgehenden Rolle der Gerichtsbarkeiten Kern, GPR 
2016, 109, 111. Zur wirtschaftlichen Bedeutung siehe auch Garimella/Ashraful, in: X. Kra-
mer/Sorabji, International Business Courts, 2019, S. 185; M. Weller, in: Altham-
mer/M. Weller, Europäische Mindeststandards, 2017, S. 3, 8. 

3 So insbesondere Podszun, Wirtschaftsordnung durch Zivilgerichte, 2014, S. 133 sowie 
Schneider, IWRZ 2018, 195. Zur wirtschaftlichen Komponente auch Garimella/Ashraful, in: 
X. Kramer/Sorabji, International Business Courts, 2019, S. 185; Themeli, in: X. Kramer/So-
rabji, International Business Courts, 2019, S. 273, 285. 

4 Issacharoff, in: Gottwald, Litigation in England and Germany, 2010, S. 39, 47; Schnei-
der, IWRZ 2018, 195, 198. 

5 In der Arbeit wurde aus Gründen besserer Lesbarkeit das generische Maskulinum ver-
wendet. Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die ausschließliche Verwendung 
der männlichen Form geschlechtsunabhängig verstanden werden soll. 
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richtsverfassungsgesetzes (GVG) am Ende des 19. Jahrhunderts ‚nur‘ als Kam-
mer für Handelssachen fort und ist in das Netz der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
an den Landgerichten eingegliedert.6 Schon lange wird in unterschiedlichen 
Formen und Maßen über die Reformierung der Kammern für Handelssachen 
diskutiert, nicht zuletzt durch den Gesetzesentwurf BT-Drucksache 19/1717, 
der ein internationales Pendant – die Kammer für internationale Handelssachen 
– in das deutsche Gerichtssystem einführen soll. Mit dieser soll eine konkur-
renzfähige deutsche Anwärterin in den momentan stattfindenden Wettkampf 
der Justizstandorte entsandt werden.7 

A. Wettbewerb der Justizstandorte 
A. Wettbewerb der Justizstandorte 

Mit der Globalisierung wurde durch den Austausch von Gütern zugleich ein 
weltweiter Markt für Justizdienstleistungen geschaffen.8 Heutzutage ist unbe-
stritten, dass das deutsche Rechtssystem im Wettbewerb mit anderen in- und 
ausländischen Konfliktlösungsmechanismen steht.9 Gerichte und Rechtsan-
wälte gelten als Dienstleister, die sich im Markt der Justizdienstleistungen be-
haupten müssen.10 Der Wettbewerbsdruck ist dabei in den vergangenen Jahren 
extrem gestiegen, da Globalisierung, Europäisierung und Digitalisierung das 
Angebot von Justizdienstleistungen erheblich vergrößert haben.11 Heutzutage 

 
6 BeckOK-GVG/Pernice, 7. Edition, 01.05.2020, Vorb. § 93, Rn. 1; Hahn, Materialien 

zum GVG, 1879, S. 934; HK-ZPO/Rathmann, § 94 GVG, Rn. 1; Kissel/Mayer GVG, § 93, 
Rn. 2; Kunzler, in: Brunner/Monferrini, Zukunft der Handelsgerichte, 2019, S. 77, 79; 
MüKo-ZPO/Zimmermann, § 93 GVG, Rn. 1; Wieczorek/Schütze/Schreiber, § 93 GVG, 
Rn. 1; Windel, AnwBl Online 2019, 105, 106; Zöller/Lückemann, Vorb. § 93 GVG, Rn. 1a. 

7 Siehe Begründung zu BT-Drucks. 19/1717, S. 2. 
8 G.-P. Calliess/Hoffmann, AnwBl 2009, 52; Kern/Dalitz, ZZPInt 21 (2016), 119; Kötz, 

AnwBl 2010, 1; Lobach, IWRZ 2017, 256; Requejo Isidro, (2019) 9 IJPL 4, 34; Salger, 
AnwBl 2012, 40; Themeli, in: X. Kramer/Sorabji, International Business Courts, 2019, 
S. 273; Vogenauer, in: Eidenmüller, Regulatory Competition, 2013, S. 227, 228; grundle-
gend G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 2017, S. 23 ff.; Wenicke, 
NJW 2017, 3038. 

9 Brand, NJW 2017, 3558; Klose, Justiz als Wirtschaftsfaktor, 2020, S. 173; X. Kra-
mer/Sorabji, ELR 2019, 1, 4; Podszun/Rohner, BB 2018, 450; Poseck, NJW 2018, 1072; 
Rösler, ZVglRWiss 115 (2016), 533, 555; G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wett-
bewerb, 2017, S. 183; Wernicke, NJW 2017, 3038. 

10 Engel, NJW 2015, 1633; Lehmann, in: X. Kramer/Sorabji, International Business 
Courts, 2019, S. 83, 104; Paulus, AnwBl Online 2019, 444, 445; M. Stürner, JZ 2019, 1122, 
1123; A. Wolf, RIW 2019, 258, 259. 

11 Balke, AnwBl Online 2019, 394; G.-P. Calliess, NJW-Beil. 2014, 27, 28; ausführlich 
ders, Gutachten: Der Richter im Zivilprozess, 2014, A 26 ff.; A 39. Siehe auch Uzelac/van 
Rhee, in: Uzelac/van Rhee, Transformation of Civil Justice, 2018, S. 3, 8−18. 
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ist somit für den international ausgerichteten Rechtssuchenden nicht mehr nur 
der eigene nationale Justizstandort von Bedeutung. 

Ein Wettbewerb zwischen den Justizstandorten ist insbesondere im Bereich 
des internationalen Wirtschaftsrechts entstanden.12 Aufgrund der überragenden 
Bedeutung der Parteiautonomie im Wirtschaftsverkehr haben Vertragsparteien 
seit jeher die Möglichkeit, zwischen konkurrierenden Rechtsordnungen und 
Gerichtsständen zu wählen und sich für die günstigste Lösung zu entscheiden.13 
Hier kommt es somit zu einem sogenannten forum shopping, bei dem das at-
traktivste Gericht den Vorzug erhält.14 Aufseiten der Nachfrage – beim Rechts-
suchenden – sind zudem eine Veränderung des Rechtsschutzbedürfnisses so-
wie erhöhte Erwartungen an die Anbieter von Justizdienstleistungen zu be-
obachten.15 Die Globalisierung und die damit einhergehende Internationalisie-
rung der Rechtsstreitigkeiten haben zu deren erheblicher Verkomplizierung ge-
führt. Zu oft stellen aber gerade diese internationalen Komponenten eines 
Rechtsstreits die deutsche Gerichtsbarkeit vor große Herausforderungen.16 

I. Internationaler Wettbewerb 

Heutzutage konkurrieren durch die voranschreitende internationale Rechtsko-
operation und -vereinheitlichung vor allem internationale Justizstandorte mit-
einander. Der internationale Wettbewerb zeigt sich in unterschiedlichen geo-
graphischen Bereichen bzw. zwischen verschiedenen Rechtstraditionen. 

1. Der europäische Wettbewerb 

Dass ein Wettbewerb zwischen europäischen Gerichtsstandorten herrscht, 
kann auf den ersten Blick verwundern. Gerade die Europäische Union versucht 
durch ihr umfassendes Einheitsrecht im Bereich der Zivil- und Handelssachen 
gleiche Standards hervorzubringen und zu konservieren. Allerdings ist gegen-
wärtig anstelle von Harmonisierung und Konvergenz zwischen den europäi-
schen und nationalen Rechtsordnungen ein zunehmender Vertrauensverlust 
hinsichtlich der Funktion der Rechtsordnungen, einen geregelten Rahmen für 

 
12 G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 2017, S. 14−15; Wernicke, 

NJW 2017, 3038. 
13 Kötz, AnwBl 2010, 1; G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 2017, 

S. 14. 
14 Zum Begriff des „forum shopping“ im Vergleich zum neuen Phänomen des „forum 

selling“ Bechtold/Frankenreiter/Klerman, (2019) 92 S. Cal. L. Rev. 487, 489; zur Praxis 
Balke, AnwBl Online 2019, 394. 

15 G.-P. Calliess, NJW-Beil. 2014, 27, 28; ökonomische Analyse der Nachfrage bei 
G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 2017, S. 29−35. Siehe hierzu auch 
Kapitel 2, unter B., S. 77. 

16 Hierzu auch von Hein, ZZP 116 (2003), 335, 337 f.; Rösler, ZVglRWiss 115 (2016), 
533, 543. 
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privates und unternehmerisches Handeln zu bieten, zu beobachten.17 Dies 
schlägt sich in stetig fallenden Eingangszahlen bei den Gerichten nieder.18 

Verschärft wurde diese bereits angespannte Situation durch den Austritt 
Großbritanniens aus der Europäischen Union. Die Literatur ist sich einig, dass 
dieser Brexit den Beginn eines europaweiten Wettkampfs um die Ablösung des 
in der Praxis beliebten Justizstandortes London darstellte.19 Die englische 
Rechtstradition spielt im internationalen Wirtschaftsrecht und bei der Beile-
gung von komplexen internationalen Rechtsstreitigkeiten seit langem eine 
zentrale und dominierende Rolle. Für die englische Rechtstradition stand es nie 
außer Frage, das eigene Rechtssystem im Ausland zu bewerben. Mit einem 
Werbeprospekt über die Vorzüge des englischen Rechts wird schon seit einiger 
Zeit versucht, internationale Verfahren nach London zu ziehen.20 Dies gelingt 
London in außergewöhnlichem Maße: Bei 75 Prozent der Rechtsstreitigkeiten 
in London ist eine ausländische Partei beteiligt.21 

Der Wettbewerb der europäischen Rechtsstandorte ist jedoch nicht erst mit 
dem Brexit-Referendum geboren worden.22 Bereits dem Unionsgesetzgeber 
sind die unterschiedlichen Qualitäten der Rechtspflege in den Mitgliedstaaten 
nicht verborgen geblieben.23 Art. 25 Brüssel Ia-VO24 begünstigt mit der freien 

 
17 Wernicke, NJW 2017, 3038. Dies führt oftmals zur Wahl eines Schiedsgerichts, so 

Andrews, On Civil Processes, Rn. 30.12. 
18 Insbesondere in Deutschland, hierzu Podszun/Rohner, NJW 2019, 131; auch in den 

Niederlanden, hierzu Lobach, IWRZ 2017, 256; Weidinger, IWRZ 2019, 188. 
19 Bauw, ELR 2019, 15; Biard, ELR 2019, 24, 25; F. Henke, RIW 2019, 273; X. Kra-

mer/Sorabji, ELR 2019, 1, 2; Kruisinga, IPRax 2019, 277; Peetermans/Lambrecht, ELR 
2019, 42, 44; Pfeiffer, DRiZ 2021, 46; ders., IWRZ 2020, 51, 52; Podszun/Rohner, BB 2018, 
450; M. Stürner, JZ 2019, 1122; Walker, (2019) 85 Arbitration 2, 9. 

20 Siehe hierzu die aktuelle Broschüre „England and Wales: A world jurisdiction of 
choice“ der Law Society of England and Wales, 2019, abrufbar unter 
www.lawsociety.org.uk/policy-campaigns/campaigns/global-legal-centre/ (zuletzt abgeru-
fen: 01.09.2021). Zur Vermarktung des englischen Rechts Bauw, ELR 2019, 15, 21; 
G.-P. Calliess/Hoffmann, AnwBl 2009, 52; Graf von Westphalen, ZGS 2010, 241; Salger, 
AnwBl 2012, 40. 

21 Bericht von TheCityUK, Legal excellence, internationally renowned, 2019, S. 6, ab-
rufbar unter www.thecityuk.com/assets/2019/Report-PDFs/294e2be784/Legal-excellence-
internationally-renowned-UK-legal-services-2019.pdf (zuletzt abgerufen: 01.09.2021); 
Brunner, in: Brunner, Handelsgerichte im Rechtsvergleich, 2012, S. 129, 132; Cranston, 
(2007) 26 C.J.Q. 190, 191; Grupp, EuZW 2017, 974, 979; X. Kramer/Sorabji, ELR 2019, 1, 
6; Pika, IWRZ 2016, 206, 207. 

22 X. Kramer, von Hein/Kieninger/Rühl, How European Is European PIL, 2019, S. 215, 
231. 

23 Rösler, ZVglRWiss 115 (2016), 533, 539; Wernicke, NJW 2017, 3038, 3039. 
24 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. L 351, S. 1−32, ber. 2016 
L 264, S. 43. 
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Wahlmöglichkeit der mitgliedstaatlichen Justizstandorte gerade einen Wettbe-
werb dieser.25 Art. 25 Brüssel Ia-VO erlaubt die Wahl eines mitgliedstaatlichen 
Gerichts, selbst wenn keine Berührungspunkte des Rechtsstreits zum Mitglied-
staat des gewählten Gerichtsstandorts bestehen.26 Der Wettbewerb wird zudem 
durch die vereinfachte Anerkennung und Vollstreckbarkeit der Entscheidun-
gen ohne Exequaturverfahren im europäischen Raum unterstützt.27 Mit dem 
Brexit und dem damit einhergehenden Wegfall des europäischen Anerken-
nungs- und Vollstreckungsrahmens für die britischen Gerichtsstandorte versu-
chen nun andere europäische Länder, wie die Niederlande oder Frankreich, 
dem Vereinigten Königreich den Platz an der Spitze der Handelsgerichtsbar-
keiten streitig zu machen.28 Während in Belgien und in Deutschland lange die 
Verfassungsmäßigkeit einer Modernisierung der eigenen Handelsgerichtsbar-
keiten thematisiert wurde, haben andere Länder äußerst schnell ihren business 
court präsentiert.29 

Blickt man auf die bereits errichteten sowie zumindest konkret geplanten 
business courts der europäischen Nachbarn Deutschlands, so wird man fest-
stellen, dass – rein zeitlich gesehen – Deutschland mit dem in drei Legislatur-
perioden vorgelegten Entwurf für die „Kammern für internationale Handelssa-
chen“30 den Anschluss im europäischen Wettbewerb verpasst hat.31 Auf dem 

 
25 G.-P. Calliess/Hoffmann, AnwBl 2009, 52; Rösler, ZVglRWiss 115 (2016), 533, 542. 
26 BeckOK-ZPO/Gaier, Art. 25 Brüssel Ia-VO, Rn. 27; Brehmer, RdTW 2014, 100; Ge-

imer/Schütze/Geimer, EuZVR, Art. 25 Brüssel Ia-VO, Rn. 16, Rn. 29; MüKo-ZPO/Gott-
wald, Art. 25 Brüssel Ia-VO, Rn. 23; Musielak/Voit/Stadler, Art. 25 Brüssel Ia-VO, Rn. 2; 
G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 2017, S. 14. 

27 Die Brüssel Ia-Verordnung „erzwingt“ die Anerkennung, so Wernicke, NJW 2017, 
3038, 3039; hierzu auch Wiedemann, Vollstreckbarkeit, 2017, S. 67. Zum Zusammenhang 
und Einfluss auf den Wettbewerb der Rechtstraditionen bei Vereinfachung der Anerkennung 
am Beispiel der Abschaffung nationaler Anerkennungskontrollen bereits A. Bruns, JZ 1999, 
278, 286. Zur Abschaffung des Exequaturverfahrens in der Brüssel Ia-VO ausführlich Gei-
mer/Schütze/E. Peiffer/M. Peiffer, Int. Rechtsverkehr, Art. 39 Brüssel Ia-VO, Rn. 1−5; Rau-
scher/Mankowski, Vorb. zu Art. 39 ff. Brüssel Ia-VO, Rn. 1−9; Schlosser/Hess/Hess, 
Art. 39 Brüssel Ia-VO, Rn. 1; Thöne, Abschaffung des Exequaturverfahrens, 2016, S. 75 ff; 
Thomas/Putzo/Hüßtege, Art. 39 Brüssel Ia-VO, Rn. 1. 

28 Hoffmann, DRiZ 2018, 6, 7; X. Kramer/Sorabji, ELR 2019, 1; G. Wagner, Rechts-
standort Deutschland im Wettbewerb, 2017, S. 197; Pfeiffer, DRiZ 2021, 46. 

29 So auch Beobachtung von Biard, ELR 2019, 24; Kruisinga, IPRax 2019, 277, 281; 
Themeli, in: X. Kramer/Sorabji, International Business Courts, 2019, S. 273, 282. Erklä-
rungsversuch für das Zögern von Deutschland bei Lehmann, in: X. Kramer/Sorabji, Interna-
tional Business Courts, 2019, S. 83, 100. Zu den Problemen in Belgien van Calster, in: 
X. Kramer/Sorabji, International Business Courts, 2019, S. 107 ff. 

30 Der Gesetzesentwurf ist bereits zweimal an der Hürde der Diskontinuität gescheitert, 
hierzu G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 2017, S. 213. 

31 Kern/Dalitz, ZZPInt 21 (2016), 119, 137; Lehmann, in: X. Kramer/Sorabji, Internatio-
nal Business Courts, 2019, S. 83; G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 
2017, S. 199. 
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neu entstandenen globalen Markt justizieller Dienstleistungen konnte sich 
Deutschland als Rechtsstandort bisher nicht durchsetzen.32 Dass Deutschland 
bereits vor mehr als zehn Jahren auf die besagte englische Werbebroschüre 
reagierte und einen eigenen Werbekatalog mit dem Titel „Law – Made in Ger-
many“ präsentierte,33 zeigt, dass von deutscher Seite zumindest das Interesse 
besteht, im Wettbewerb mitzuwirken. Nur wenig später wurde die Idee einer 
Kammer für internationale Handelssachen geboren, die ausdrücklich internati-
onale wirtschaftsrechtliche Verfahren von den Schiedsgerichten und dem eng-
lischsprachigen Ausland anziehen sollte.34 Die Zulassung der englischen Spra-
che als Verfahrenssprache soll dabei als ausschlaggebendes Argument die-
nen.35 Allerdings begannen spätestens mit dem Brexit viele kontinentaleuropä-
ische Länder gleichzeitig darüber nachzudenken, Englisch als Gerichtssprache 
zuzulassen.36 Frankreich und die Niederlande sind in dieser Hinsicht aktuell 
Vorreiter. Es stellt sich somit die Frage, ob ein Gesetzesentwurf, der maßgeb-
lich die Änderung der Verfahrenssprache beinhaltet, im Jahr 2021 noch aus-
reicht, um im Wettkampf mit den europäischen Nachbarn nachzuziehen. 

2. Der Klassiker: Common vs. Civil law 

Weltweit konkurrieren bereits seit Jahrhunderten die zwei ‚vorherrschenden‘ 
Rechtstraditionen miteinander: Die common-law-Tradition und die civil-law-
Tradition.37 Die common-law-Tradition wurde maßgeblich vom englischen 
Recht geprägt und hat durch seine Verbreitung unter anderem in den USA, 
Kanada und Australien weltweit große Bedeutung erlangt.38 Während die com-
mon-law-Tradition ihr Recht hauptsächlich anhand von gerichtlichen Präjudi-
zien weiterentwickelt,39 stützt sich die civil-law-Tradition, die vor allem in 

 
32 G.-P. Calliess/Hoffmann, ZRP 2009, 1, 2; G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im 

Wettbewerb, 2017, S. 15. 
33 Siehe aktuelle Broschüre in der dritten Auflage „Law – Made in Germany“, abrufbar 

unter www.lawmadeingermany.de/Law-Made_in_Germany_EN.pdf (zuletzt abgerufen: 
01.09.2021); hiervon existiert auch eine französische, arabische, chinesische, russische und 
vietnamesische Fassung. Siehe hierzu auch G.-P. Calliess/Hoffmann, AnwBl 2009, 52; Kötz, 
AnwBl 2010, 1; Remmert, ZIP 2010, 1579. 

34 BT-Drucks. 17/2163, S. 2. 
35 BT-Drucks. 17/2163, S. 1. 
36 Kern, ELR 2012, 187, 189 f.; Kruisinga, IPRax 2019, 277; obwohl viele Pläne für 

business courts sogar schon früher existierten, so X. Kramer/Sorabji, ELR 2019, 1, 2. 
37 Wernicke, NJW 2017, 3038. Zu den Unterschieden und allgemein zum „adversarial 

system“ Andrews, Principles of Civil Procedure, S. 33−51, Rn. 3-001−Rn. 3.021. 
38 Fenelly, ERA Forum 2018, 493, 494; Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsverglei-

chung, § 16 I, S. 214−216. 
39 Hierzu Andrews, Modern Civil Process, 2008, Rn. 2.08−2.09; A. Bruns, JZ 2014, 162, 

164; Spotorno, (2019) 85 Arbitration 106, 112; Vos, ELR 2019, 10, 11; Wimalasena, Veröf-
fentlichung von Schiedssprüchen, 2016, S. 132−136; Zweigert/Kötz, Einführung in die 
Rechtsvergleichung, § 18 II, S. 253. 
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Kontinentaleuropa verbreitet ist,40 hauptsächlich auf die Anwendung abstra-
hierter Regelungen, die in Gesetzbüchern niedergelegt sind.41 

Durch die Abstraktion der Rechtsregeln in Kodifikationen erhoffen sich die 
civil-law-Traditionen, systematische, effiziente und vorhersehbare Lösungen 
für Rechtssuchende zu bieten.42 Im Vergleich zum im common law geltenden 
Fallrecht bietet das deutsche Recht bei der Vertragsgestaltung bereits ohne ex-
tensive Detailregelungen eine „verlässliche Orientierung“.43 Viele – gerade 
deutsche – Unternehmen hoffen, dass eine häufigere Anwendung des deut-
schen Rechts im globalen Wirtschaftsverkehr eine einfachere Vertragsgestal-
tung ermöglichen und langfristig zu Kostenersparnissen führen wird.44 Es wird 
angeführt, dass es aufgrund der systematischen Unterschiede zur common law-
Rechtstradition aus praktischer Sicht keinen Sinn ergeben würde, als Partei ei-
nes civil-law-Staates das Recht eines common-law-Staates zu wählen.45 Den-
noch weisen common law-Rechtstraditionen bisher weitaus größere Erfolge bei 
der Beilegung von Streitigkeiten mit Auslandsbezug vor: Während die engli-
sche und anglo-amerikanische Rechtstradition inzwischen die Mehrheit der in-
ternationalen wirtschaftsrechtlichen Verfahren vor ihren Gerichten mit der 
Wahl ihres Landesrechts verzeichnen können, waren Zivilverfahren für die 
kontinentaleuropäischen Länder lange ein notwendiges Übel.46 Deutlich wird 
dies vor allem im Bereich der Unternehmenstransaktionen, bei welchen die 
Vertragspraxis heutzutage maßgeblich vom anglo-ameri-kanischen Recht ge-
prägt wird, während die Regeln hierzu in Deutschland und Europa als unzu-
reichend gelten.47 Entgegen der eben genannten Vermutung gilt gerade das 
englische materielle Recht als internationaler Standard für transnationale Wirt-
schaftsstreitigkeiten und die meisten – nicht-englischen – Parteien formulieren 
ihre Vertragswerke für internationale Warenkäufe oder M&A-Transaktionen 

 
40 Und das englische Recht als etwas „Fremdartiges und Wundersames“ ansieht, so Zwei-

gert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, § 14 I, S. 177. 
41 Graf von Westphalen, ZVglRWiss 102 (2003) 53, 63; Karrer, (2004) 4 Unif. L. Rev. 

893, 894; Koch/Magnus/Winkler von Mohrenfels, IPR und Rechtsvergleichung, § 14, Rn. 2; 
Vos, ELR 2019, 10, 11; siehe auch Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 
§ 18 IV, S. 262−263. 

42 Wernicke, NJW 2017, 3038. 
43 So Wernicke, ZRP 2014, 34, 35. Zu den Unterschieden zur common-law-Vertragspraxis 

auch Kötz, AnwBl 2010, 1, 2; Merkt/Göthel/Göthel, § 1, Rn. 8; Graf von Westphalen, 
ZVglRWiss 102 (2003), 53, 58. 

44 Wernicke, ZRP 2014, 34, 36. 
45 Salger, AnwBl 2012, 40. Erst recht würde ein common-law-Anwalt nicht etwas anderes 

als eine common-law-Rechtsordnung vorschlagen, so Lord Thomas of Cwmgiedd, Giving 
Business What It Wants, 2017, S. 3, Rn. 11. 

46 So Kern, ELR 2012, 187, 189. Zum Erfolg US-amerikanischer Gerichte Cranston, 
(2007) 26 C.J.Q. 190, 198−199. 

47 Siehe hierzu Merkt/Göthel/Merkt, § 3, Rn. 5. 
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in der englischen Sprache.48 Mit London wird zudem ein common-law-Ge-
richtsstandort für den Großteil der internationalen Handelssachen gewählt. 
Diese Fakten weisen auf einen Sieg der common-law-Rechtstradition im inter-
nationalen Wirtschaftsrecht hin. 

Dennoch ist zu überprüfen, in welcher Hinsicht und in welchem Umfang 
tatsächlich Unterschiede bei der Beilegung internationaler Handelssachen zwi-
schen den zwei Rechtstraditionen bestehen. Während man auch im common 
law immer mehr dazu neigt, das Fallrecht zu sortieren und in eine systemati-
sche Ordnung zu bringen, wird gleichzeitig im civil law die richterliche Rechts-
fortbildung immer bedeutender.49 Gerade im Zivilverfahrensrecht ist eine Ab-
kehr von traditionellen Verfahrenselementen zu beobachten, um einen moder-
nen Prozess zu ermöglichen.50 Es bleibt abzuwarten, ob sich langfristig eine 
kontinentale oder eine angelsächsische Lösung im internationalen Wirtschafts-
verkehr durchsetzen wird oder ob nicht vielmehr am Ende eine Kombination 
aus beiden Systemen den Vorrang verdient. 

3. Das Duell: Private gegen staatliche Gerichtsbarkeit 

Unverändert hält der Wettbewerb zwischen staatlichen und privaten Anbietern 
von Justizdienstleistungen an.51 Durch die Globalisierung steht es Unterneh-
men offen, wirtschaftliche Möglichkeiten jenseits der nationalen Landesgren-
zen zu nutzen.52 Im Falle eines transnationalen Rechtsstreits können diese zu-

 
48 Kern, ELR 2012, 187, 188−189; Meyding/Sorg, in: Wilhelmi/M. Stürner, Post-M&A-

Schiedsverfahren, 2019, S. 11−12; Podszun/Rohner, BB 2017, 450; Vogenauer, in: Eiden-
müller, Regulatory Competition, 2013, S. 227, 260 f. Siehe auch die Bewertung des engli-
schen Rechts als „attraktivstes“ bei Cuniberti, (2014) 34 Nw. J. Int’l L. & Bus. 455, 472. 
Zur Dominanz der englischen Sprache in M&A-Transaktionen siehe unten unter B., S. 15. 

49 Mit Beispielen Graf von Westphalen, ZVglRWiss 102 (2003), 53, 55, 63; zur zivilrich-
terlichen Rechtsschöpfung A. Bruns, JZ 2014, 162, 163; allgemein Basedow, RabelsZ 80 
(2016), 237, 245; Zweigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, § 18 IV, S. 265. Zur 
vermehrten Kodifikation des englischen Rechts Lord Thomas of Cwmgiedd, Giving Business 
What It Wants, 2017, S. 3, Rn. 10; Vos, ELR 2019, 10, 11; zur Bedeutung der Rechtsfortbil-
dung im Gesellschaftsrecht in beiden Rechtskulturen von Hein, Rezeption US-amerikani-
schen Rechts, 2008, S. 793−797. 

50 Siehe hierzu Kapitel 4, unter A. I. 3. b), S. 296. 
51 G.-P. Calliess, Gutachten: Der Richter im Zivilprozess, 2014, A 38; Kern/Dalitz, 

ZZPInt 21 (2016), 119; G. Wagner, Rechtsstandort Deutschland im Wettbewerb, 2017, 
S. 69 ff.; Walker, (2019) 85 Arbitration 2. 

52 Chong, Singapore International Commercial Court, 2015, S. 3, Rn. 5. Zur Bedeutung 
der Globalisierung auch G.-P. Calliess, Gutachten: Richter im Zivilprozess, 2014, A 27; Spi-
gelman, (2007) 37 HKLJ 859. 
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dem die staatliche Gerichtsbarkeit durch die private Schiedsgerichtsbarkeit er-
setzen.53 Die Schiedsgerichtsbarkeit gilt als führendes Instrument für inter-na-
tionale Streitigkeiten und Gewinner der Globalisierung.54 Bisher kann die 
Schiedsgerichtsbarkeit die staatliche Gerichtsbarkeit vor allem durch die uni-
versale Vollstreckbarkeit der Schiedssprüche im Wege der New York Conven-
tion55 ausstechen.56 Hinzu kommen Vorteile wie die Wahlmöglichkeit des Tri-
bunals durch die Parteien, die Option der vollständigen Geheimhaltung des 
Verfahrens und die Abwesenheit einer Kontrolle des Rechtsstreits in einer hö-
heren Instanz.57 Insgesamt gelten private Konfliktmechanismen als vorzugs-
würdig, während die traditionelle Prozessführung vor staatlichen Gerichten zu-
nehmend um ihren Ruf und das Vertrauen der Rechtssuchenden fürchten 
muss.58 Diese Konkurrenz wird aktuell durch den Brexit weiter verschärft, da 
dieser nur die Schiedsgerichtsbarkeit und ihre Vorteile unberührt lässt.59 

In den letzten Jahren ist ferner ein Wandel in der unternehmerischen Streit-
kultur zu beobachten. Alternative Dispute Resolution (ADR)60 und ihre Mittel 
wie die Mediation gewinnen an Bedeutung.61 Diese konsensualen Streitbeile-
gungsmechanismen besitzen vor allem in grenzüberschreitenden Wirtschafts-
streitigkeiten erhebliches Potenzial, wenn es darum geht, bestehende Ge-
schäftsbeziehungen über den Rechtsstreit hinaus zu konservieren.62 Internatio-

 
53 HK-ZPO/Saenger, Vorb. §§ 1025−1066, Rn. 1; M. Stürner/Wilhelmi, in: Wil-

helmi/M. Stürner, Post-M&A-Transaktionen, 2019, S. 1; G. Wagner, ZEuP 2008, 6, 7; Zöl-
ler/Geimer, Vorb. § 1025−1066 ZPO, Rn. 2. 

54 Fortier, in: LA Böckstiegel, 2001, S. 177 f.; Hoffmann, SchiedsVZ 2010, 96, 101; Mo-
vesian, (2008) 18 Duke J. Comp. & Int’l L. 423. 

55 Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprü-
che vom 10. Juni 1958 (New York Convention), BGBl. 1961 II S. 121. 

56 Brehmer, RdTW 2014, 100, 101; Grupp, NJW 2017, 2065, 2066; HK-ZPO/Saenger, 
Vorb. §§ 1025−1066, Rn. 2; X. Kramer/Sorabji, ELR 2019, 1, 9; Tan, (2018) 34 Internatio-
nal Arbitration 415. 

57 Andrews, ZZPInt 21 (2016), 3, 14; Fortier, in: LA Böckstiegel, 2001, S. 177, 178; HK-
ZPO/Saenger, Vorb. §§ 1025−1066, Rn. 2; Musielak/Voit/Voit, § 1025 ZPO, Rn. 2. 

58 Hirtz, NJW 2012, 1686; Wolf, NJW 2015, 1656, 1661. 
59 Andrews, ZZPInt 21 (2016), 3, 4; Grupp, EuZW 2017, 974, 980; X. Kramer/Sorabji, 

ELR 2019, 1, 8 f.; Pika, IWRZ 2016, 206, 207. 
60 Zur Begrifflichkeit der alternativen Streitbeilegung, die u.a. Verfahren, Mediation und 

Schiedsverfahren umfasst, Wendland, Mediation und Zivilprozess, 2017, S. 131−132; siehe 
auch Nicklisch, in: FS Schwab, 1990, S. 381, 384−385. 

61 Duve/Sattler, AnwBl 2012, S. 2; Lachmann, Schiedsgerichtspraxis, Rn. 47; bereits 
Nicklisch, in: FS Schwab, 1990, S. 381; M. Stürner, JZ 2019, 1122; C. Wolf, NJW 2015, 
1656. Grundlegend Wendland, Mediation und Zivilprozess, 2017, S. 1−2. Zur Entwicklung 
in England, Anderson, (2019) 38 C.J.Q. 126−143; Andrews, On Civil Processes, Rn. 28.15. 

62 So G. Wagner, ZEuP 2008, 6, 7; hierzu auch Lachmann, Schiedsgerichtspraxis, 
Rn. 67−69; Nicklisch, in: FS Schwab, 1990, S. 381, 386. Siehe insbesondere die Darstellung 
zum „Wesen“ der Mediation bei Wendland, Mediation und Zivilprozess, 2017, S. 161−165. 
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nale Konventionen wie das ‚UN-Übereinkommen über durch Mediation er-
zielte internationale Vergleichsvereinbarungen‘63 werden nicht nur von vielen 
Staaten unterstützt, sondern ermöglichen die konsensuale Streitbeilegung zwi-
schen Parteien aus Staaten wie China oder den USA, bei denen sich die Voll-
streckung eines staatlichen, streitigen Urteils nicht selten als problematisch er-
weist.64 

4. Der Newcomer: Der asiatische Rechtsmarkt 

Als wenig verwunderlich ist die aktuelle Entwicklung zu bewerten, dass der 
asiatische Rechtsmarkt stetig an größerer Bedeutung gewinnt. Im 21. Jahrhun-
dert ist auch im Mittleren Osten, Indien, China oder Singapur die Entstehung 
von business courts zu beobachten.65 Singapur plant offensiv die Etablierung 
seines Justizstandorts als vorrangiges internationales Schieds- und Gerichtsze-
ntrum.66 Die Schiedsinstitutionen in Hongkong und Singapur verzeichneten 
jüngst Rekordjahre.67 Diese asiatische Konkurrenz setzt Foren in ganz Europa 
unter Druck.68 Wirtschaftlich und rechtlich gesehen, werden gerade China und 

 
63 Konvention abrufbar unter https://uncitral.un.org/sites/uncitral.un.org/files/media-

documents/EN/Texts/UNCITRAL/Arbitration/mediation_convention_v1900316_eng.pdf 
(zuletzt abgerufen: 01.09.2021) 

64 Die Konvention wurde bisher von sechs Staaten, darunter Belarus, die Republik Fid-
schi, Singapur, Katar und Saudi-Arabien ratifiziert; Staaten wie Indien oder die USA haben 
die Konvention bereits unterzeichnet, siehe Statustabelle abrufbar unter https://uncit-
ral.un.org/en/texts/mediation/conventions/international_settlement_agreements/status (zu-
letzt abgerufen: 01.09.2021). Siehe Meldung der Redaktion FD-ZVR über die positive Re-
sonanz der BRAK in FD-ZVR 2019, 414208. 

65 Zu Indien Garimella/Ashraful, in: X. Kramer/Sorabji, International Business Courts, 
2019, S. 185; allgemein X. Kramer/Sorabji, ERL 2019, 1, 2; Requejo Isidro, (2019) 9 IJPL 
4, 9 f.; Ruckteschler/Stooß, (2019) 36 J. Int. Arbitr. 431, 432; Tan, (2018) 34 International 
Arbitration 415, 424; Tiba, (2016) 14 Loy. U. Chi. Int’l L. Rev. 31, 32; G. Wagner, Rechts-
standort Deutschland im Wettbewerb, 2017, S. 196; zur Konkurrenz zwischen China und 
Singapur Yip, in: X. Kramer/Sorabji, International Business Courts, 2019, S. 129, 154−156; 
zum Chinese International Commercial Court, Zhao, in: X. Kramer/Sorabji, International 
Business Courts, 2019, S. 159. 

66 SICC Committee, Report of the Singapore International Commercial Court Committee, 
2013, S. 8−11, Rn. 7−10, abrufbar unter www.sicc.gov.sg/docs/default-source/about-
sicc/annex-a-sicc-committee-report.pdf (zuletzt abgerufen: 01.09.2021); X. Kramer/Sora-
bji, ELR 2019, 1, 4; Walker, (2019) 85 Arbitration 2, 8; Yip, (2015) 32 Chinese (Taiwan) 
Y.B. Int’l L. & Aff. 155, 156; ders., ELR 2019, 82, 83. 

67 Wilske/Markert/Bräuninger, SchiedsVZ 2018, 134, 135. 
68 Andrews, ZZPInt 21 (2016), 3, 4. Siehe insbesondere zu den Ambitionen von Singapur 

die Auskünfte des SICC Committee, Report of the Singapore International Commercial 
Court Committee, 2013, S. 8, Rn. 7, Fn. 66. 
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